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Planungs- und Genehmigungsrecht modernisieren
VCI fordert eine Nationale Allianz des Wollens 

Noch vor gut zehn Jahren galt das deutsche Genehmigungsrecht als ver-

lässlich und damit als positiver Standortfaktor. Heute ist es kompliziert, 

wird einer modernen Bürgerbeteiligung nicht gerecht und die Verfah-

ren dauern viel zu lange. Außerdem legen Behörden unklare Rechtsbegriffe wie 

„erheblich“ oder „angemessen“ immer restriktiver aus. Die Folgen: Genehmigungs-

verfahren sind häufig nicht mehr zeitlich planbar und sie sind zu bürokratisch. 

In anderen Staaten, in den Nieder-
landen bspw., geht vieles schneller. 
Auch fehlt in den deutschen Behör-
den Personal. Dabei sind schnelle 
und rechtssichere Genehmigungen, 
und im Rahmen der erforderlichen 
Veröffentlichung von Unterlagen 
sind Cybersicherheit und der Schutz 
von Betriebsgeheimnissen eine ab-
solut notwendige Grundlage für die 
Transformation der Wirtschaft zur 
Treibhausgasneutralität. Gerade 
mit Blick auf die Situation in der 
Ukraine muss ein modernes Anla-
genzulassungsrecht zwingend da-
bei unterstützen, die Versorgungs-
sicherheit mit Energie zu erhöhen.

Zahl der Genehmigungsverfahren  
wird zunehmen

Ob Neubau von Brücken, Impfstoff- 
oder Batterieproduktion, der Bau 

von Pilotanlagen zur Erprobung der 
Wasserstofftechnik und von neuen 
Anlagen zur Produktion von Wasser-
stoff oder der Ausbau erneuerbarer 
Energien: Der nachhaltige Umbau 
der Wirtschaft wird die Zahl der Pla-
nungs- und Genehmigungsverfahren 
in den kommenden Jahren deutlich 
steigen lassen. Daher ist die von 
der Bundesregierung angekündigte 
Halbierung der Dauer derartiger 
Verfahren für Klimaschutz- und In
frastrukturprojekte ein wichtiges Si-
gnal. Die chemisch-pharmazeutische 
Industrie spricht sich nachdrücklich 
für dieses Vorhaben aus. Allerdings 

müssen die Pläne aus Sicht der 
Branche viel weiter greifen: Auch 
Industrieprojekte müssen in gleicher 
Weise beschleunigt werden wie der 
Bau neuer Windparks, Glasfaserka-
beln oder Schienenwegen, sonst wird 
das Ziel der Treibhausgasneutralität 
oder -reduktion in den vorgegebenen 
Fristen nicht erreichbar sein.

Wirtschaft und Klima profitieren

Die Vorteile zügiger Verfahren lie-
gen auf der Hand: Die Verkürzung 
der Verfahrensdauer um die Hälfte 
beschleunigt die Transformation, 
schützt das Klima und erhöht das 
Wachstum. Eine aktuelle Studie des 
Instituts der deutschen Wirtschaft 
belegt: 
	▪ Verkürzte man die Dauer der Ver-
fahren, die eine Unternehmens-

gründung zurzeit erfordert um 
einen Tag, so brächte dies rund 
6,6 Mrd. EUR zusätzliche Wert-
schöpfung.

	▪ Jedes Jahr Beschleunigung 
beim Bau eines einzigen Grün-
strom-Elektro-Steamcrackers 
führt zu einer Einsparung von 
rund 4 Mio. t CO2-Ausstoß.

Es sprechen also sehr gute Grün-
de dafür, auch Industrieanlagen 
schneller zu genehmigen. Das setzt 
allerdings eine umfassende Mo-
dernisierung des Umwelt- und Pla-
nungsrechts in Deutschland voraus. 
Wir brauchen daher noch 2022 ein 
Gesetz zur Beschleunigung von Pla-
nungs- und Genehmigungsverfahren, 
das auch Industrieanlagen umfasst. 
Die Prozesse und Verfahrensanfor-
derungen, die Art der Öffentlichkeits-

beteiligung, Klagerechte und Fristen 
müssen überprüft, geändert und 
auch digitaltauglich gemacht werden. 

Verständliche Rechtsbegriffe verwenden

Weiter sind die gesetzlichen Anfor-
derungen und Vollzugsvorschriften 
praxisnah, eindeutig und unmiss-
verständlich zu formulieren.

Personal aufstocken

Nötig ist auch die Einstellung von 
mehr Beschäftigten in den Behör-
den. Außerdem müssen sie konti-
nuierlich weiter qualifiziert wer-
den. Dadurch würde die technische 
Expertise in den Behörden erhöht, 
sodass die Vielzahl von Gutachten 
eingespart werden könnte. So ließe 
sich der Bearbeitungsstau auflösen.

Ausgleich zwischen Transparenz  
und Sicherheit schaffen

Mit Blick auf die Beteiligung der 
Öffentlichkeit bei Genehmigungs-
verfahren sieht die Branche auch 
bei diesem Aspekt Handlungsbe-
darf, damit die Verfahren schneller 
durchgeführt werden können. Die 
Beteiligung der Bürger und Bür-
gerinnen ist wichtig, nur sollte sie 
zeitgemäßer sein: Die Möglichkeit 
Einwände zu erheben, sollte auf die 
betroffene Öffentlichkeit begrenzt 
sein. Der Erörterungstermin, der 
kaum einen Mehrwert bringt, sollte 
durch ein schriftliches Verfahren er-
setzt werden. Barrierefreie und zeit-
gemäße Formate für einen frühzei-
tigen Dialog zwischen Projektträger 
und der betroffenen Öffentlichkeit 
müssen aber neben der erforderli-
chen Transparenz zwingend auch die 
notwendige Sicherheit vor Cyberkri-
minalität bieten. Bundeseinheitliche 
Bewertungsmaßstäbe und Prozesse 
für eine digitale Öffentlichkeitsbetei-
ligung sowie eine Digitaltauglichkeit 
des Rechts sind daher zu entwickeln. 

Die Zukunftsfähigkeit des Wirt-
schaftsstandorts Deutschland hängt 
auch an einem modernen Planungs- 
und Genehmigungsrecht. Je zügiger 
die Bundesregierung ihr Beschleu-
nigungsvorhaben anpackt und dabei 
die Industrieprojekte mit einbezieht, 
umso schneller werden Klima, Ge-
sellschaft einschließlich der Wirt-
schaft davon profitieren.

Thilo Höchst, Geschäftsführer 
Fachvereinigung Chemieparks  
im Verband der Chemischen 
Industrie, Frankfurt am Main

	n hoechst@vci.de

	n www.vci.de

Neun-Punkte-Papier:  
Vorschläge für ein neues Zulassungsrecht

Der Umbau der Wirtschaft zur Treibhausgasneutralität wird nach Ansicht des Verbands 
der Chemischen Industrie (VCI) die Zahl der Genehmigungsverfahren vervielfachen, 
denn auch zahlreiche Industrieanlagen müssen umfangreich modernisiert werden. 
Wenn die Politik Wachstumsbremsen lösen und Klimaschutzhemmnisse abbauen wol-
le, dürfe sie sich nicht auf Windräder beschränken. Mit einem Neun-Punkte-Papier 
schlägt der VCI Politik und Behörden einen Weg vor, wie die Zulassungsverfahren für 
Industrieanlagen beschleunigt werden können. 
Die Vorschläge im einzelnen können Sie hier nachlesen: bit.ly/VCI_9-Punkte-Papier
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Thilo Höchst,  
Fachvereinigung Chemie-
parks im Verband der  
Chemischen Industrie

Geschwindigkeit von Genehmigungsverfahren um den Faktor 10 steigern
Ulrich Zeidler, QHSSE-Manager im  

Shell Energy and Chemicals Park Rheinland

Die Klimaziele von Paris lassen sich nur er-
reichen, wenn wir die Herausforderungen 
gesamtgesellschaftlich anpacken. Die Ener-
gie- und Chemieindustrie ist nicht nur gefor-
dert mit Innovationen technisches 
Neuland zu betreten. Zugleich 
müssen neue Wege der Orga-
nisation und Zusammenar-
beit mit Behörden in den 
Planungs- und Zulas-
sungsverfahren gegan-
gen werden. Dafür ist 
insbesondere die Politik 
gefordert, die dringend 
erforderlichen Rahmenbe-
dingungen anzupacken. 
Der Tenor: Die Geschwindig-
keit von Genehmigungsverfah-
ren muss um den Faktor zehn stei-
gen! Dafür ist ein gesellschaftlicher Dialog 
erforderlich, um zu eruieren, was alle Betei-
ligten für diese High-Speed-Forderung bei-
tragen müssen.
Ein Ziel der Bundesregierung ist es, „Büro-
kratie, die die Transformation hemmt, abzu-
bauen sowie Planungs- und Genehmi-
gungsverfahren bei Klimaschutzvorhaben 
zu beschleunigen.“ Für die Zielerreichung 
sind zentrale Fragen zu klären, wie zum Bei-
spiel: Wie kann Digitalisierung Genehmi-
gungsverfahren beschleunigen? Welche 
rechtlichen Rahmenbedingungen sind dafür 
erforderlich?
Die Antworten liegen zum Teil auf der Hand. 
Es geht darum, Behörden schneller zu digi-
talisieren und so einen rein elektronischen 

Austausch bei Zulassungsverfahren zu ge-
währleiten. Auf den Prüfstand gehören zu-
dem rechtlichen Rahmenbedingungen und 
Ursachen für fehlende Planungssicherheit. 

Zu den Lösungen gehören die Redu-
zierung von Bearbeitungsfristen, 

eine Privilegierung von klima-
schutzbezogenen Vorha-

ben, die Anerkennung von 
internationalen Standards 
als Stand der Technik, die 
Einschränkung von Ein-
wendungs- und Klage-
möglichkeiten oder auch 

der Verzicht von Erörte-
rungsterminen, falls es 

keine schwerwiegenden Ein-
wendungen gibt sowie die un-

bürokratische Zulassung eines vor-
zeitigen Baubeginns bei vollständigen 
Anträgen. 
Natürlich sind auch wir als Unternehmen 
gefordert, unseren Teil zu effizienteren Pla-
nungs- und Genehmigungsprozessen bei-
zutragen. Auch wir müssen Strukturen 
schaffen, die uns Themenbündelung und 
agiles Arbeiten ermöglichen. Auch gilt es, 
Behörden und die Öffentlichkeit viel recht-
zeitiger in Planungsprozesse einzubinden, 
um böse Überraschungen zu vermeiden. 
Nicht zuletzt ist ein regelmäßiger informeller 
Austausch über geplante Energiewendepro-
jekte hilfreich.
Kurz: Die Zusammenarbeit mit Behörden 
funktioniert aus unserer heutigen Sicht be-
reits sehr gut. Nur die Rahmenbedingungen 

müssen angepasst werden. Es gibt übrigens 
schon positive Beispiele für schnelle Ge-
nehmigungsverfahren. Unser Wasserstoff-
anlage REFHYNE I ist zunächst als Ver-
suchsanlage auf den Weg gebracht worden. 
Die Folge: Von der ersten Idee bis zur Inbe-
triebnahme sind nicht einmal drei Jahre ver-
strichen. 

Rasche Entbürokratisierung
Axel Göhrt und Patrick Giefers, 

Geschäftsführer, Ineos Köln

Das Chemieunternehmen Ineos in Köln plant die Umsetzung mehrere Projekte zur 
Nachhaltigkeit, insbesondere vor der Herausforderung zu Netto-Null bis 2045. Dafür be-
nötigen wir schnelle und effiziente Genehmigungsverfahren.
Im Sinne einer schnellen Umsetzung der Klimaschutzziele und Effizienzsteigerungen, 
die mit Anlagenumbauten erreicht werden können, erwarten wir, dass die geplante Ver-
einfachung bzw. Straffung von Genehmigungsverfahren schnell umgesetzt werden. 
Dazu gehört unter anderem eine weitgehende Digitalisierung von Prozessen in den Be-
hörden und eine rasche Entbürokratisierung. Leider ist unserer Erfahrung nach der Auf-
wand für die Genehmigungsbehörden noch größer geworden, da sie an die bestehende 
Regelungen gebunden sind. 
Wir von Ineos in Köln sind bereit diesen Veränderungsprozess aktiv mitzugestalten. 

Geschäftsführung von Ineos inKöln (v.r.):  
Patrick Giefers und Axel Göhrt
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